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Sachgebiet 611 


Vorblatt 


Änderung von § 34 a des Einkommensteuergesetzes 

[Gesetzentwurf der Abgeordneten Höcherl, von Bockel- 
berg, Biehle, Krammig, Vogt, Picard, Reddemann, von 
Thadden, Berding, Müller (Berlin) und Genossen] 


A. Problem 

Die Steuerfreiheit für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeits- 
zuschläge gilt nur für Arbeitnehmer mit einem Jahreseinkom- 
men von nicht mehr als 24 000 DM. Diese seit 1965 unveränderte 
Einkommensgrenze ist durch die Lohnentwicklung der letzten 
Jahre überholt. 


B. Lösung 

Die Einkommensgrenze wird ab 1972 auf 36 000 DM erhöht. 
Sie soll dann später im Rahmen der Steuerreform ganz beseitigt 
werden. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Der Einnahmeausfall an Einkommensteuer bzw. Lohnsteuer 
wird für 1972 auf 15 bis 20 Millionen DM veranschlagt. Dieser 
Einnahmeausfall ist aus dem überproportional gestiegenen 
Lohnsteueraufkommen zu decken. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn. 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 
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Antrag 

der Abgeordneten Höcherl, von Bockeiberg, Biehle, Krammig, 
Vogt, Picard, Reddemann, von Thadden, Berding, Müller 

(Berlin) und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Dezember 1971 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1881) wird wie folgt geändert: 

In § 34 a wird die Zahl „24 000" jeweils durch 
die Zahl „36 000" ersetzt. 


Artikel 2 

Artikel 1 ist erstmals auf Lohnzahlungszeiträume 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 1971 enden. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 3. Februar 1972 


Höcherl 

von Bockeiberg 
Biehle 
Krammig 
Vogt 
Picard 
Reddemann 
von Thadden 
Berding 
Müller (Berlin) 
Dr. Arnold 
Becker (Pirmasens) 


Berger 
Breidbach 
Brück (Köln) 
Franke (Osnabrück) 
Härzschel 
Hanz 
Hussing 

Dr. Jahn (Braunschweig) 
Krampe 
Link 
Maudier 


Müller (Aachen-Land) 
Müller (Niederfischbach) 
Müller (Remscheid) 
Orgaß 

Dr. Reinhard 
Dr. Ritz 

Dr. Schneider (Nürnberg) 
Seiters 
Volmer 
Wawrzik 
Winkelheide 
Zink 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Begründung 


Die Steuerfreiheit von Zuschlägen für Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeit ist z. Z. auf Arbeitnehmer 
beschränkt, deren Jahresarbeitslohn 24 000 DM nicht 
übersteigt. Diese seit 1965 unveränderte Grenze 
entspricht nicht mehr dem heutigen Stand der Ar- 
beitseinkommen. Die Anpassung des Grenzbetrages 
ist daher dringend geboten, wenn die durch infla- 
tionsbedingte Lohnerhöhungen weitgehend ausge- 
höhlte Steuerbefreiung in ihrer ursprünglichen Be- 
deutung wieder hergestellt werden soll. 

Die Bundesregierung hat zwar angekündigt, im 
Rahmen der Einkommensteuerreform die Einkom- 
mensgrenze ganz zu beseitigen. Da diese Ankündi- 
gung jedoch frühestens zum 1. Januar 1974 verwirk- 
licht werden wird, bliebe vorerst ein unbefriedigen- 
der Rechtszustand bestehen, von dem immer mehr 
Arbeitnehmer betroffen würden. Hierbei muß auch 
gesehen werden, daß die Steuerbelastung der No- 
minaleinkommen der Arbeitnehmer ohnehin über- 
proportional gestiegen ist und für die eingetretenen 


Kaufkraftverluste ein steuerlicher Ausgleich nicht 
gewährt wird. Der Verlust der Steuerbefreiung für 
die Erschwerniszuschläge stellt für die betroffenen 
Arbeitnehmer eine zusätzliche steuerliche Härte dar, 
die nach Auffassung der Antragsteller umgehend 
beseitigt werden muß. 

Als Zwischenlösung bis zum Inkrafttreten der Steuer- 
reform wird mit Wirkung vom 1. Januar 1972 eine 
Anhebung der Einkommensgrenze auf 36 000 DM 
vorgeschlagen. Damit dürfte allen unbilligen Härten, 
die bei der gegenwärtigen Einkommensgrenze ent- 
standen sind und noch entstehen könnten, Rechnung 
getragen werden, ohne daß andererseits eine über- 
mäßige Belastung der Haushalte von Bund und 
Ländern eintritt. 

Die Mindereinnahmen an Lohnsteuer werden für das 
Jahr 1972 auf 15 bis 20 Millionen DM veranschlagt. 
Dieser Steuerausfall hält sich im Rahmen der Schät- 
zungsmarge. 
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